
Der antisemitische Boykott am 1. April 1933

Die Terroraktionen der Nationalsozialisten gegen Juden 
und politische Gegner verschaffen ihnen international 
eine schlechte Presse. Zudem gibt es Anzeichen 
eines internationalen Handelsboykotts gegen Deutschland. 
Daraufhin  kündigt die NSDAP als „Abwehrmaßnahme“
einen reichsweiten „Judenboykott“ für den 1. April 1933 an, 
der von einem „Zentral-Komitee zur Abwehr jüdischer Greuel- und
Boykotthetze“ unter Leitung des fränkischen NSDAP-Gauleiters 
Julius Streicher koordiniert wird.  

Entsprechend den Vorgaben dieses Zentralkomitees wird auch 
in Pasing auf Initiative der örtlichen NSDAP ein „Aktionskomitee der 
Stadt Pasing“ mit dem Oberbürgermeister an der Spitze gebildet. 
Am Samstag, dem 1. April, findet eine Kundgebung am Bahnhofsplatz statt.
Danach nimmt die SA die Verteilung der Posten und den Anschlag 
von Plakaten an jüdischen Geschäften und Praxen vor. 

Jüdisches Leben und
Antisemitismus in Pasing

Bereits im März 1933 setzt eine juden-diskriminierende Praxis 
der Stadtverwaltung ein. Oberbürgermeister Wunder erteilt die Anweisung,
künftig keine städtischen Lieferungen und Aufträge mehr an jüdische Firmen 
und Personen zu vergeben. 
Weitere antisemitischen Vorschriften werden in den folgenden Jahren erlassen
und deutlich verschärft.  So wird beispielsweise allen Angehörigen 
der Stadtverwaltung bei Androhung fristloser Kündigung verboten, 
in jüdischen Geschäften einzukaufen.
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